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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 37. 


(Nr. 5126.) Statut des Brieſen⸗Lindener Deichverbandes. Vom 2. September 1859. 
Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 

Wa Wie Ka Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
egent. 


Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer des obe⸗ 
ren Theils der zwiſchen Brieg und Ohlau gelegenen linksſeitigen Oder-Niede⸗ 
rung Behufs der gemeinſamen Normaliſirung und Unterhaltung ihrer Oderdeiche 
u einem RR an zu vereinigen und nachdem die geſetzlich vorgefchriebene 
Anhoͤrung der Betheiligten erfolgt iſt, genehmigen Wir hierdurch auf Grund 
des Geſetzes uͤber das Deichweſen vom 28. Januar 1848. (Geſetz-Sammlung 
vom Jahre 1848. S. 54.) die Bildung eines Deichverbandes unter der Be— 
nennung: i 
„Brieſen-Lindener Deich verband“, 


und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut: 


H. 1. 


In der Niederung des linken Oderufers, welche ſich von der Feldmark umfang und 
Rathau bis zur Feldmark Polnifch-Steine erſtreckt, werden die Eigenthuͤmer der Zweck des 
innerhalb der vorhandenen zuſammenhaͤngenden Deiche von Neu-Brieſen, Alt- Wache. 
Brieſen, Rothhaus, Stockteich und Linden liegenden Grundſtuͤcke, welche ohne 
Verwallung bei den bekannten hoͤchſten Waſſerſtaͤnden der Ueberſchwemmung 
durch die Oder unterliegen wuͤrden, zu einem Deichverbande vereinigt. 

Dieſer Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu Brieg. 


H. 2. 


Dem Deichverbande liegt die Normaliſirung und Unterhaltung der im 
Jahrgang 1859. (Nr. 5126.) 64 ge4; 


Ausgegeben zu Berlin den 7. Oktober 1859, 
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. 1. gedachten Deiche des früheren proviſoriſchen Brieſen-Lindener Deichver⸗ 
andes in denjenigen Abmeſſungen ob, welche erforderlich ſind, um die Grund⸗ 
ſtuͤcke der Niederung gegen Ueberſchwemmung durch den hoͤchſten Waſſerſtand 
der Oder zu ſichern. ; 15 2 

Auch hat derfelbe in dieſen Deichen die erforderlichen Auslaßſchleuſen 
(Deichſiele) fuͤr die Hauptgraͤben anzulegen und zu unterhalten. ö 

Vom oberen Anfange des Deiches bis an die Rothhauſer Dammecke iſt 
uͤberall, wo die Deichkrone ſich mehr als ſechs Fuß uͤber das Terrain erhebt, 
am inneren Rande des Deiches ein zwoͤlf Fuß breites Banket anzulegen. Im 
Uebrigen ſind die Dimenſionen der verſchiedenen Deichſtrecken durch die Staats— 
Verwaltungsbehoͤrden zu beſtimmen. N 

Wenn zur Erhaltung der Hauptdeiche Deckwerke am Ufer des Stromes 
oder im Vorlande noͤthig werden, ſo hat der Deichverband dieſelben auszufuͤh— 
ren, vorbehaltlich feiner Anſpruͤche an andere Verpflichtete, deren bisherige Ver— 
bindlichkeit dadurch nicht aufgehoben wird. 


§. 3. 

Die Unterhaltung der Entwaſſerungsgraͤben in der Niederung iſt auch 
fernerhin von denjenigen zu bewirken, welchen dieſelbe bisher oblag. 

Die regelmaͤßige Raͤumung der Hauptgraͤben wird aber unter die Kon⸗ 
trolle und Schau der Deichverwaltung geſtellt. f 

Das Waſſer der Hauptgraͤben darf ohne widerrufliche Genehmigung des 
Deichhauptmanns von Privatperſonen weder aufgeſtaut noch abgeleitet werden. 

Dagegen hat jeder Grundbeſitzer der Niederung das Recht, die Auf: 
Lage des Waſſers, deſſen er ſich entledigen will, in die Hauptgraͤben zu ver⸗ 
angen. 


Die Zuleitung muß aber an den vom Deichhauptmann vorzuſchreibenden 
Punkten geſchehen. 


§. 4. 


Verpflich tun Die Arbeiten des Deichverbandes werden nicht durch Naturalleiſtungen 
an der ue, i ſondern durch die Deichbeamten fuͤr Geld aus der Deichkaſſe 
Geldlelſtun⸗ ausgefuͤhrt. | 
Sehen Die erforderlichen Mittel zu den Arbeiten und zu den Grundentſchaͤdi⸗ 
der Höhe 3 gungen, zur Beſoldung der Deichbeamten und zur Verzinſung und Tilgung der 
3 und zum Beſten des Verbandes kontrahirten Schulden haben die Deichgenoſſen nach 
nach den dem von der Regierung zu Breslau auszufertigenden Deichkataſter aufzubrin⸗ 
Deichfatafter. gen, nach welchem auch die Koſten der Kataſtrirung einzuziehen find. 
In demſelben ſind alle von der Verwallung gegen die Ueberſchwemmun⸗ 
gen Ir Oder geſchuͤtzten ertragsfaͤhigen Grundſtuͤcke nach folgenden Grundſaͤtzen 
veranlagt: 


für Hofe und Bauſtellen, Gärten und Aecker wird ein ganzer, 
fuͤr 


für Wieſe und Graͤſereiland ein halber, 
fuͤr Forſt⸗ und Weidegrundſtuͤcke zwei fuͤnftel 
Beitrag für den Morgen entrichtet. 
§. 3. 
Das den Deichgenoſſen vor Erlaß dieſes Statuts aus der Ständifchen 
Darlehnskaſſe für die Provinz Schleſien zur Herſtellung der Schutz⸗ und Me⸗ 
liorations⸗Anlagen gewährte Darlehn bildet eine Schuld des Verbandes und 


iſt unter den von der gedachten Kaſſe in Gemaͤßheit ihrer Statuten vom 
5. Dezember 1854. beſtimmten Bedingungen zuruͤckzuzahlen und zu verzinſen. 


F. 6. 


Der gewoͤhnliche Deichkaſſenbeitrag wird vorläufig auf jaͤhrlich ſechs Sil⸗ 
bergroſchen fuͤr den Normalmorgen (F. 4.) und die Höhe des anzuſammelnden 
Reſervefonds auf Eintauſend Thaler feſtgeſetzt. 


. 


Den Beſitzern derjenigen Grundſtuͤcke, welche durch Ruͤckſtau in den 
Hauptgraͤben, aufgeſtautes Binnenwaſſer oder Druckwaſſer unter Waſſer geſetzt 
werden, find für das betreffende Jahr die gewöhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge der 
beſchaͤdigten Flaͤche zu erlaſſen, wenn dieſelbe in Folge der Ueberſchwemmung 
nach dem Ermeſſen des Deichamtes weniger als den halben Ertrag einer ge⸗ 
wohnlichen Jahresnutzung geliefert hat. 


H. 8. 


Die ſchon von fruͤher beſtehenden Deichſtrecken, deren Unterhaltung der 
Deichverband uͤbernimmt, gehen gleich den neuen Anlagen in deſſen Eigenthum 
und Nutzung uͤber. 

Doch ſoll die Nutzung der Gräſerei auf den Deichen den fruͤher dazu 
Berechtigten uͤberlaſſen werden, wenn ſie dafuͤr an Stelle des Deichverbandes 
die Grundentſchaͤdigungen für die zur neuen Deichſohle und zum Banket her⸗ 
gegebene Flaͤche en und ſich zur Beſchaffung der Erde zu den gewoͤhn⸗ 
lichen Reparaturen verpflichten. Doch muͤſſen die Nutzungsberechtigten ſich 
allen Beſchraͤnkungen unterwerfen, welche von den Behoͤrden zum Schutze des 
Deiches fuͤr noͤthig erachtet werden. 

Wo die fruheren Berechtigten dieſe Leiſtungen fuͤr die Graͤſereinutzung 
nicht uͤbernehmen wollen, da fallt dieſelbe dem Deichverbande zu welcher dann 
die zum Deiche und zum Banket verwandten Grundſtuͤcke zu bezahlen hat. 


§. N. 


Die Entſchaͤdigungen fuͤr das zum Deichbau ausgeſchachtete Land ſollen 
(Nr. 51260) 8 64 nicht 


Wahl der Ver⸗ 
treter der 
Deichgenofjen 
bei dem Oeich⸗ 

amte. 
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nicht vom ganzen Deichverbande, ſondern von den Deichgenoffen jeder Feld⸗ 
mark fuͤr den zu ihren Deichſtrecken ausgeſchachteten Boden beſonders aufge⸗ 
bracht werden. 


$. 10. 


Die Grundſtuͤcke am inneren Rande des Deiches und reſp. des Deich— 
bankets dürfen in der Regel Eine Ruthe breit vom Fuße des Bankets ab we⸗ 
der beackert, noch bepflanzt, ſondern nur als Graͤſerei benutzt werden. Aus— 
nahmen konnen in einzelnen Fällen vom Deichamte mit Genehmigung der Re— 
gierung geſtattet werden. 


§. 11. 
Die Deiche und Graͤben find in drei Aufſichtsbezirke zu theilen. 
$. 12. 
Im Deichamte fuͤhren 
enn vn RR Eine Stimme, 
iel + 200 Lan OR Eine Stimme, 
e « venena sec aar - - ana CET Eine Stimme, 
F A NH drei Stimmen, 
5) das Rittergut Rothhaus mit Stockteich ...... ..... zwei Stimmen, 
8). Die Geeide indess eine halbe Stimme. 
H. 13. 


Die Stimmen der Deichgenoſſen in den Gemeinden Brieſen und Linden 
werden durch gewählte Abgeordnete und deren Stellvertreter geführt. 

Behufs der Wahl derſelben werden in Brieſen zwei Waͤhlerabtheilungen 

ebildet. Die erſte enthalt diejenigen Wirthe, welche nach dem Deichkataſter 
uͤber funfzehn Morgen, die zweite diejenigen, welche danach funfzehn Morgen 
oder weniger deichpflichtige Grundſtuͤcke beſitzen. Die erſte Abtheilung waͤhlt 
zwei Abgeordnete und Stellvertreter, deren jeder Eine Stimme fuͤhrt, die zweite 
Einen Abgeordneten und Stellvertreter, gleichfalls mit Einer Stimme. 

In beiden Abtheilungen wird fuͤr jede vollen fuͤnf Morgen Flaͤche Eine 
Wahlſtimme berechnet, auch hat jeder Grundbeſitzer mit weniger als fuͤnf Mor⸗ 
gen Eine Stimme. f 

In Linden haben bei der Wahl des Abgeordneten und des Stellvertre— 
ters diejenigen Deichgenoſſen, welche weniger als drei Morgen Flaͤche beſitzen, 
8 Eine Stimme, jeder der uͤbrigen fuͤr jede drei vollen Morgen Flaͤche Eine 

timme. 

Bei der Wahl der Abgeordneten und Stellvertreter, welche fuͤr einen 
ſechsjaͤhrigen Zeitraum ſtattfindet, entſcheidet die abſolute Stimmenmehrheit. 

Waͤhl⸗ 


— 


Wählbar iſt jeder großjährige Deichgenoſſe, welcher den Vollbeſitz der 
buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Urtheil verloren hat und nicht 
Unterbeamter des Verbandes iſt. Mit dem Aufhoͤren der Wählbarkeit verliert 
die Wahl ihre Wirkung. Vater und Sohn, ſowie Bruͤder, duͤrfen nicht zu⸗ 
gleich Mitglieder des Deichamtes ſein. Sind dergleichen Verwandte zugleich 
gewählt, fo wird der aͤltere allein zugelaſſen. 

Die Stimmenzahl der Wähler jedes Wahlbezirks wird vom Deichhaupt— 
mann und bis dahin, daß dieſer gewaͤhlt iſt, von dem Deichregulirungs-Kom⸗ 
au. zuſammengeſtellt. Den Wahlkommiſſarius ernennt die Regierung zu 
Breslau. 

Die Nachweiſung der Stimmenzahl wird vierzehn Tage lang in einem 
zur offentlichen Kenntniß gebrachten Lokale im Wahlbezirke offen ge egt. 

‚Wahrend dieſer Zeit kann jeder Wahlberechtigte Einwendungen gegen 
die Richtigkeit der Stimmenzahl bei dem Wahlkommiſſarus erheben. Die Ent⸗ 
ſcheidung uͤber die Einwendungen und die Pruͤfung der Wahlen ſteht dem 
Deichamte zu. 

Inm Uebrigen find bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Vers 
pflichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen, die Vorſchriften uͤber die Ge— 
meindewahlen analogiſch anzuwenden. 

„Der Stellvertreter nimmt in Krankheits- und Behinderungsfaͤllen des 
Repraͤſentanten deſſen Stelle ein und tritt fuͤr ihn ein, wenn derſelbe waͤhrend 
ſeiner Wahlzeit ſtirbt, den Grundbeſitz in der Niederung aufgiebt, oder ſeinen 
Wohnort an einem entfernten Orte wählt. 


H. 14. 


Die Beſitzer der zum Deichverbande gehörigen Ritterguͤter koͤnnen ihren 
Zeitpaͤchter, ihren Gutsverwalter, oder einen anderen Deichgenoſſen zur Aus— 
uͤbung ihres Stimmrechts bevollmaͤchtigen. 

Frauen und Minderjaͤhrige duͤrfen ihr Stimmrecht durch ihren geſetzlichen 
Vertreter oder durch Bevollmaͤchtigte ausuͤben. 

Gehoͤrt ein Gut mehreren Beſitzern gemeinſchaftlich, ſo kann nur Einer 
derſelben im Auftrage der uͤbrigen das Stimmrecht ausuͤben. 

Wenn ein ſtimmberechtigter Gutsbeſitzer den ee der buͤrgerlichen 
Rechte durch rechtskräftiges Urtheil verloren hat, jo ruht während feiner Beſitz— 
zeit das Stimmrecht des Guts. 


H. 15. 


Die allgemeinen Beſtimmungen fuͤr kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute vom 
14. November 1853. (Geſetz⸗Sammlung vom Jabre 1853. S. 935. ff.) ſollen 
für den Brieſen-Lindener Deichverband Gültigkeit haben, inſofern fie nicht in 
dem vorſtehenden Statut abgeaͤndert ſind. 


(Nr. 5126-5127.) F. 16. 


Allgemeine 
Beſtimmun⸗ 
gen. 


= “u 
F. 16. | 
Abaͤnderungen dieſes Deichſtatuts koͤnnen nur unter landesherrlicher Ge— 
nehmigung erfolgen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 


tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Oſtende, den 2. September 1859. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. Simons. Gr. v. Puͤckler. 


— 


(Nr. 5127.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. September 1859., betreffend die Verleihung der 
fisfalifchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde⸗ 
Chauſſee durch das Broelthal, von Waldbroel über Ruppichteroth nach 
Allner, im Kreiſe Siegburg, der ſogenannten Broelſtraße. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom Alain Tage den Bau einer Ge⸗ 
meinde⸗Chauſſee durch das Broelthal, von Waldbroel uͤber Ruppichteroth nach 
Allner, im Kreiſe Siegburg, der ſogenannten Broelſtraße, genehmigt habe, be⸗ 
ſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriationsrecht fuͤr die zu der Chauſſee 
erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ 
und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats-Chauſſeen 
beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straße zur Anwendung kommen ſollen. Zu— 
gleich will Ich den betheiligten Gemeinden gegen Uebernahme der kuͤnftigen 
chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſee— 
geldes nach den Beſtimmungen des für die Staats-Chauſſeen jedesmal gelten- 
den Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmun⸗ 
gen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zufäß- 
lichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats-Chauſſeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſee— 
eld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der 
Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwartige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Oſtende, den 4. September 1859. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Pa tow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 5128.) 


* 
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(Nr. 5128.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 19. September 1859., betreffend einige Abaͤnderungen 
des Deichſtatuts fuͤr das Golmer Bruch vom 18. April 1855. 


5 den Bericht vom 2. d. M. will Ich nach Anhörung der Betheiligten, 
dem Antrage des Deichamtes fuͤr das Golmer Bruch entſprechend, auf Grund 
des Geſetzes über das Deichweſen vom 28. Januar 1848. $$. 11. 12. hier⸗ 
durch genehmigen, daß 


1) die Grundſtuͤcke auf dem ſo genannten Kiewitt bei Potsdam, zwiſchen der 
Havel und der Wildparks⸗Chauſſee, welche in dem Vermeſſungsregiſter 


5 Vermeſſungsreviſors Guͤttſchow vom 17. Oktober 1855. verzeichnet 
ſind, 


2) bie Inundationsflaͤchen des Koͤniglichen Wildparks, ſowie die Niederungs⸗ 
flaͤchen des Domainen- und Forſtfiskus, einſchließlich der an die Landes⸗ 
baumſchule verpachtete Grundſtuͤcke, desgleichen die Niederungsflächen 
der Feldmark Alt⸗Geltow, welche in dem Vermeſſungsregiſter des Feld— 
meſſers Gadow vom 15. Maͤrz d. J. verzeichnet ſind, 


3) die Niederungsflaͤchen des Parks von Sansſouci und Charlottenhof nebft 
Faſanerie, ſoweit ſchon jetzt die Deichkaſſenbeitraͤge davon entrichtet werden, 


mit dem durch Statut vom 18. April 1855. (Geſetz⸗Sammlung für 1855. 
S. 246.) gebildeten Deichverbande für das Golmer Bruch vereinigt werden. 
Der Schutzdamm vom Kiewitt laͤngs der Havel und des Schaafgrabens bis 
zum Anſchluſſe an die Potsdam- Brandenburger Chauſſee unweit der Königlichen 
Dampfmahlmuͤhle, desgleichen der Damm und die Schleuſe, mittelſt welcher die 
unweit des Dorfes Alt⸗Geltow befindliche Niederung in der Dorfitraße gegen 
den Zudrang des Waſſers aus der Havel abzuſchließen iſt, und der Hauptgra⸗ 
ben, welcher von dem Deichverbande zur Entwaͤſſerung der Alt-Geltower Nie- 
derung in der von den Staatsverwaltungsbehoͤrden feſtzuſtellenden Richtun 
anzulegen und mit dem im Golmer Bruch vorhandenen, zur Leitung des Waſ— 
ſers nach dem Schoͤpfwerke beſtimmten Hauptgraben in Verbindung zu bringen 
iſt, gehoͤren nunmehr zu den vom Deichverbande zu unterhaltenden Anlagen. 
Als Deichkataſter für die oben bemerkten Grundſtuͤcke dienen für jetzt die vor- 
erwähnten Vermeſſungsregiſter vom 17. Oktober 1855. und 15. Maͤrz 1859. 
Nach Verhaͤltniß der darin verzeichneten Flaͤchen werden die Beitraͤge bis zu 
der im Wege des $. 5. des Statutes vom 18. April 1855. erfolgten definiti⸗ 
ven Feſtſtellung des Kataſters ausgeſchrieben, wobei die in der Kolonne „Un— 
land“ verzeichneten Flächen, ſowie die bereits feſtgeſtellten waſſerfreien Höhen 
außer Anſatz zu laſſen find. Die Beſitzer der Kiewitt-Grundſtuͤcke wählen für 
das Deichamt Einen Repraͤſentanten und Einen Stellvertreter in der durch 
H. 8. des Deichſtatuts vom 18. April 1855. naͤher beſtimmten Weiſe. Ferner 
hat das Hofjagdamt für den Wildpark Einen Repraͤſentanten, und die Ge— 
meinde Alt-Geltow ebenfalls Einen Repraͤſentanten und eine gleiche Anzahl 
von Stellvertretern zu beſtellen. Der Schulze der Gemeinde Alt-Geltow iſt 

(Nr. 5128.) ein⸗ 
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ein= für allemal deren Repraͤſentant. Die Ernennung des Stellvertreters er— 
folgt dagegen durch das Dorfgericht. ’ 

Außerdem beſtimme Ich, daß der F. 6. des Statuts des Deichverbandes 
für das Golmer Bruch vom 18. April 1855., wonach der gewöhnliche Deich- 
kaſſenbeitrag auf jährlich achtzehn Silbergroſchen pro Morgen feſtgeſetzt und 
die Hoͤhe des anzuſammelnden Reſervefonds auf 2000 Rthlr. beſtimmt worden 
iſt, aufgehoben werden und in deſſen Stelle folgende Beſtimmung treten ſoll: 

Der gewöhnliche Deichkaſſenbeitrag wird für jetzt nach Maaßgabe 
des jedesmaligen Beduͤrfniſſes durch das Deichamt, oder noͤthigenfalls 
durch die Regierung, feſtgeſetzt. Die Anſammlung eines Reſervefonds 
kann unterbleiben. 

Im Uebrigen kommen die Vorſchriften des mehrerwaͤhnten Deichſtatuts 
fuͤr Be Golmer Bruch in ihrem ganzen Umfange auch fernerhin zur An— 
wendung. 


Dieſe Order iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Baden-Baden, den 19. September 1859. 
Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. Simons. Gr. v. Puͤckler. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten, 
den Juſtizminiſter und den Minifter für die landwirth- 
ſchaftlichen Angelegenheiten. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


